
Bundesheer in eine EG-Atomstreitmocht?
Zwei EG-Staaten sind atomar bewaffnet. Die maJ3geblichen EG-Politiker stellen die Weichen

zu einer gesamteuropdischen Atommacht. Soll das neutrale Osterreich über kurz oder lang

militrirische Geheimhaltung, europäische Atomwaffentests, atomaren "Warenverkehr" und

Uranbeschaffung, in der Dritten Welt moralisch und finanziell mittragen?

I I . EG-Atomstreitmacht

'Am Ende des Weges zur europüischen Solidoritüt wird
klorerweise outh eine nukleore Solidoritüt stehen."

(Jean Frangois-Poncet, ehemaliger französischer AuJ3enminister, Jänner )992)

lll irkommen fast im Wortsinn zum "Haupt-
UU ui.g*rchauplatz". Für Verteidigungsmi-
nister Fasslabend, Vizekanzler Busek, hohe

österreichische Militärs, Ex-Außenminister Jan-

kowitsch, aber auch für EG-Kritiker(?) Haider,
lautet die Parole: "Hinein in die westeuropäi-

sche Verteidigungsallianz" und/oder in die

NATO. Letztere ist ein Atommilitzirbündnis,
erstere soll und wird ein solches werden. Die
Weichen dafür sind unübersehbar gestellt. Und
Osterreich steht vor der Perspektive: Aus dem

Status "immerwährender Neutralität" sozusa-

gen über Nacht hineinzuspringen in ein euro-
päisches Atommilitärbündnis. Teil einer Groß-
macht und Atommacht Europa zu werden.

Die Weichen sind gestellt?
Bei den "Rencontres intemationales pour

I'Europe" Anfang 1992 vollzog Frankreichs
Staatspräsident Mitterrand eine entscheidende

Abkehr von der gaullistischen Nukleardoktrin.
Erstmals sprach ein französischer Regierungs-

chef davon, die französische Atomstreitmacht
in das geplante europäische Sicherheitsbündnis
einzubringen. Der französische Ex-Außenmi-
nister J. Frangois-Porlcet erkldrte beim selben
Anlaß: "Am Ende des Weges zur europäischen
Solidarität wird klarerweise auch eine nukleare

Solidarität stehen."r Die Politische Union, die
Osterreichs derzeitige Regierungspolitiker eben-

so fraglos akzeptieren wie die anderen Teile des

Vertrags von Maastricht, ist für den mächtig-
sten Mann in der EG, Kommissionspräsident
Jacques Delors, ein logischer Baustein aufdem

(52,9 und l0 Februar 199-1)

Die Auflösung des Ostblocks wird als

Grund für die Aufgabe von Osterreichs
traditioneller Neutralität herangezogen.
Ist angesichts des wahrscheinlichen Ent-
stehens neuer Blöcke (fernöstl. Block;
islam. Block) und Konfliktzonen die Exi-
stenz wenigstens einiger neutraler Staaten,

die mit allen "können", nicht wichtiger
denn je? Oder zumindest kein schlechte-
rer Sicherheitsgarant als die Einbindung
in eine europäische Großstreitmacht und
als die geplante östereichische Aufrü-
stung um mindestens 36 Milliarden Schil-
ling?

1) Le Monde, 12.1.1992.
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I I , EG-Atomstreitmacht

Auch EG-Kommissions-
präsident J. DELORS
trittfür eine baldige EG-
Atombewaffnung ein.

Weg zu einer gemeinschaftlichen europäischen
Atomstreitmacht. Bei denselben "Internationa-
len Begegnungen" fragte er sich laut, "warum
man nicht eines Tages, wenn es eine sehr starke

Europäische Union gibt, dieser politischen
Autorität die Atomwaffe übertragen sollte".

Und rasch wird die Sache konkret zwischen
den beiden Nuklearmächten innerhalb der EG,
die zwangsläufig die Keimzelle jener Nuklear-
macht Europa bilden würden, die offenbar vie-
Ien vorschwebt: ..FRANKREICH SCHLAGT

Der französische Staatsprösident Mitteruand
s t e ue rt e ine n D üs enj äg er mit EG - S t ernenkr anz,

der eine Atombombe mit der Aufschrift " Euro-
pdische Atomstreitmacht" trägt. Er bringt das

fr anz ö s i s c he Atomp ot e ntial in di e E ur op äi s c he

G e m e i n s c haft e in - e in S o uv e r rini t öt sv e r z i c ht,

der für die skeptisch bis entsetzt aus dem Jen-
seits herabschauenden früheren Präsidenten
De Gaulle und Pompidou nie in Frage gekom-

men wcire. (Karikatur: Le Monde, 12 1.1992)
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BRITEN ATOMARE KOOPERATION VOR"
( SZ, 3 . I 0. I 992). Auch für den neuen Generalin-
spekteur der deutschen Bundeswehr, General
Klaus Dieter Naumann, ist in einem Spiegel-
Interview (Der Spiegel4219l ) das neue Europa
"auf Atomwaffen angewiesen". Daß es sich

Bundeswehr-Generalinspekteur Klaus D ieter
N aumann : " Auf Atomw affen an g ew i e s e n"
(Foto: Der Spiegel 42191)

hiebei nicht "nur" um eine Zusammenfassung
der französischen und der britischen Atom-
streitmacht handelt, sondern um eine europäi-

sche unter europäischem Oberkommando,
macht u.a. der französische Armeegeneral Mi-
chel Fennebresque deutlich. Bezeichnenderwei-

se tut er dies in einem Artikel in Le Figaro vom
4. September 1992, in dem er nachdrücklich für

,,ve
LzrryYfu d

(Le Figaro,4.9.1992)

ein "Ja" der Franzosen zu Maastricht eintritt.
Für ihn "steht fest, daß ein französisches 'Nein'
zum Vertrag von Maastricht" noch "ärgere

Auswirkungen" auf die gemeinsame europäi-

sche Verteidigung hätte als das Scheitem dies-

bezüglicher Pläne (Plan Fouchet) in den 50er

und 60er Jahren. Unter dem Titel "Hin zu einer
gemeinsamen Verteidigung" sagt General Fen-

nebresque: "Europa ist dichter bevölkert und

reicher als die USA. Um eine Rolle in der

Weltpolitikzu spielen, muß es übereine militä-
rische Kapazität gleicher Größe (wie die USA)
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I l, EG-Atomstreitmacht

(sz, 12.10.1991)

Man braucht gar nicht an die Atombewaffnung zu denken. Auch der " ganz normale" Rüstungsall-

tag täJ3t in hohem Ma!3e bezweifeln, ob solche militärischen Strukturen wirklich in letzter

Konsequenz friedensstiftend wirken, oder nicht eher destabilisierend. Ist es wirklich sicherheits-

fördernd, Wohnungen zu Tausenden für einen einzigen neuen Typ Kampfflugzeug zu opfern?

(Zweifelhafter) Sicherheitsgewinn nach auJ3en um den Preis von sozialem Sprengstoff im Innern?

verfügen." Und dazu gehört bekanntlich ein

riesiges atomares Potential. Dies sind die Visio-
nen maßgeblicher Entscheidungsträger in der

Europäischen Gemeinschaft. Dies ist die Haupt-
bedeutung des Begriffes "Solidarität" in der

EG-Neusprache. Da man sich auch hinsichtlich
dieser "solidarit6 nucl6aire", die Jean FranEois-

Poncet "am Ende des Weges" heraufkommen
sieht, natürlich "nicht die Rosinen herauspik-

ken kann", wie österreichische Politiker richtig
betonen, stellen sich unter anderem folgende
Fragen aus dem EG-Fragenkatalog der österrei-
chischen Umweltorganisationen an die Bun-

desregierung mit größter Eindringlichkeit:
o Können Sie ausschließen, daß Oster-

reich im Rahmen einer europäischen Vertei-
digungsgemeinschaft (WEU oder Nachfolge-
organisation) je für militärisch atomare Be-

lange (Atomrüstun g, -forschung, Infrastruk-
turen u.ä.) finanzielle, personelle oder ande-
re Beiträge zu leisten hätte?

o Wie sollte sich nach Ihrer Ansicht Oster-
reich im Falle eines Beitritts zum europäi-
schen Verteidi gun gsbündn is zu Frankreichs
Atomtests im Paziflrk stellen? Und wie zur
Erzeugung von atomarem Brennstoff für
europäische Atomsprengköpfe in Europas
Diensten?

Denn wie soll das zusammenpassen: Einer-
seits versichert man Vertreter der atomtestge-

schädigten Polynesier oder uranbergbauge-

schädigter Eingeborenenvölker in Afrika oder

Australien (woher Frankreichs, Englands - das

hieße dann: Europas - Uranbrennstoff vorwie-
gend kommt) der österreichischen Solidarität.
Wie zB Salzburgs Landeshauptmann Hans

Katschthaler dies am World Uranium Hearing
im September 1992in Salzburg getan hat. Und
zur selben Zeitträgt man diesen Kurs in Rich-
tung atomare Großmacht Europa mit! Sind die-
se Visionen von Europa auf längere Sicht wirk-
lich friedensstiftend, sicherheitsfördemd? Eine

( Die Presse, 20.1. 1992 )
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"30 Johre Erfohrung mit
Eurolom - Die Geburt eines

otomoten Eulopo".
Brüssel 1988, Seiten 8-9

Aus dem Vorwort von Admiral Pierre
Lacoste, Präsident der Fondation pour
les Etudes de Döfense Nationale und ei-
ner der höchsten französischen M ilitdrs.

-[...] Ulfird Europo seine Ängste und

Aberglouben überwinden können und

föhig sein, ouf dem Weg der Einheit

hin zu einer völligen Beherrxhung

der Kernenergie fortzuschreiten?

ln ihrer militürischen torm ist sie

zweifellos berufen, norh ouf Johre

hinous eine unerselzliche Rolle zu

spielen, indem sie ieglithen polentiel-

len Aggressor doron hindert, einen

bewoffneten Konflikt in Europo zu

beginnen. ln ihrer induslriellen torn

Yermog sie uns den Zugong zu

unerschöpflither [nergie zu gorontie-

ren - die obersle Vorousselzung Iür

Entwirklung und Wohlstond und

domit für den Frieden."

*) Olivier Pirotte et al.: Trente ans d'exp6rience
Euratom - La naissance d'une Europe nucl6aire.
Bruylant, Bruxelles 1988.

I I , EG-Atomstreitmacht

Frage, die an alle österreichischen EG-Bei-
trittsbetreiber zu stellen ist, die Osterreichs an-

tiatomaren Status - im zivilen und erst recht im
militdrischen Bereich - zu respektieren und zu
hüten behaupten.

Jene Politiker, die diese Frage vielleicht "ent-
rüstet" zurückweisen, sollten zuvor vielleicht
achtsam diE Worte des französischen Admirals
Pierre Lacoste zum 30jlihrigen Euratom-Jubi-
Iäum lesen. (Siehe Kasten) Und sie haben zu

sagen, wie und wann sie von der EG Absiche-
rungen gegen eben diese Perspektiven verlan-
gen werden, "erhandeln" werden.

Auch oder gerade jene Politiker, die die
"Weish-Raschauer-Initiative" ( I 98 8-90) unter-
schrieben haben: eine Initiative zur Verschär-
fung und Erweiterung des österreichischen
Atomsperrgesetzes, das 1978 nach dem Zwen-
tendorf-Nein beschlossen wurde. Der von Um-
weltwissenschaftler Peter Weish und dem
Rechtsprofessor Bernd Raschauer entworfene
Text eines Verfassungsgesetzes sah in §2 vor:
"§2. Die Republik wird keinen Bündnissen
beitreten und keine Abkommen schließen, die
die Nutzung der Kemenergie für die im § I
genannten Zwecke (militärische und energeti-
sche Nutzung) fördem oder erleichtern."r Die
damaligen Unterschriften österreichischer Po-
litiker unter diesen Gesetzesvorschlag liegen
vor. SPO-Generalsekretär Josef Cap wußte ver-
mutlich gar nicht, wie recht er hatte, als er vor
einem "Zwentendorf-Effekt"2 in der EG-De-
batte warnte...

1) Auf Bundesebene unterzeichneten etwa die Hälfte der
FPO- und alle Grünen-Abgeordneten den Gesetzesvor-
schlag; die ganz große Mehrheit der SPO- ünd OVP-Parla-
mentarier nicht. - Vgl. Anhang, S. 71.
2) Arbeiterzeitung, 1.4. 1989.
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